
Angehörigenbetreuung  und
Betreuungsurlaub für Kinder
geschrieben von Lea Sturm | Februar 8, 2021
Bislang hatten Arbeitnehmende Anspruch auf einen Urlaub von
bis zu drei Tagen für die Betreuung kranker Kinder sowie einen
zeitlich begrenzten Lohnfortzahlungsanspruch für die Betreuung
und  Pflege  eigener  Kinder,  des  Ehe-  oder  eingetragenen
Partners.

Kein solcher Anspruch bestand für die Betreuung von anderen
verwandten Personen wie Eltern oder Geschwister und auch nicht
für  andere  nahestehende  Personen,  beispielsweise  den
Lebenspartner. Auch bestand kein Anspruch auf Erwerbsersatz
bei längeren Abwesenheiten des Arbeitnehmenden aufgrund eines
Betreuungs-  oder  Pflegefalls.  Dies  ändert  nun  mit  dem
Inkrafttreten  des  Gesetzes  über  die  Verbesserung  der
Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Angehörigenbetreuung.

Am  20.  Dezember  2019  nahm  das  Parlament  in  seiner
Schlussabstimmung das neue Gesetz über die Verbesserung von
Erwerbstätigkeit und Angehörigenbetreuung an; das Referendum
wurde nicht ergriffen. Das Gesetz über die Verbesserung der
Vereinbarkeit  von  Erwerbstätigkeit  und  Angehörigenbetreuung
wird in zwei Etappen in Kraft gesetzt: Seit dem 1. Januar 2021
gelten die Regelungen betreffend Lohnfortzahlungspflicht bei
kurzen Arbeitsabwesenheiten von Angehörigen. In einer zweiten
Etappe  wird  ein  14-wöchiger  Urlaub  für  die  Betreuung  von
schwerkranken oder verunfallten Kindern eingeführt. Die dafür
relevanten Bestimmungen treten am 1. Juli 2021 in Kraft.

1.  Etappe:  Bezahlte  Kurzurlaube  zur
Angehörigenbetreuung
Seit dem 1. Januar 2021 haben Arbeitnehmende nicht nur für die
Betreuung  von  Kindern  einen  Anspruch  auf  Freistellung  und
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Lohnfortzahlung von bis zu drei Tagen, sondern auch für die
Betreuung von Familienmitgliedern oder des Lebenspartners bzw.
der Lebenspartnerin (Art. 329g des Obligationenrechts und Art.
36 Abs. 3 des Arbeitsgesetzes).

Als  Familienmitglieder  gelten  Verwandte  in  auf-  und
absteigender Linie, neben den Kindern also auch die Eltern,
Grosseltern und Geschwister. Hinzu kommen die Ehegattin oder
der Ehegatte und die Schwiegereltern sowie die Lebenspartnerin
oder  der  Lebenspartner,  sofern  die  oder  der  mit  dem
Arbeitnehmenden  seit  mindestens  fünf  Jahren  in  einem
gemeinsamen  Haushalt  wohnt.

Für den bezahlten Betreuungsurlaub wird ferner vorausgesetzt,
dass  das  Familienmitglied  oder  der  Lebenspartner  bzw.  die
Lebenspartnerin durch Krankheit, Unfall oder eine Behinderung
beeinträchtigt  ist.  Der  Nachweis  der  Beeinträchtigung  ist
mittels eines Arztzeugnisses zu belegen.

Die  vorausgesetzte  Notwendigkeit  der  Betreuung  hängt
einerseits  vom  Betreuungsbedarf  (Art  der  Beeinträchtigung,
Alter des Kindes etc.), aber auch davon ab, ob allenfalls
andere Personen die Betreuung in zumutbarer Weise übernehmen
können. Das können auch Personen ausserhalb des Haushaltes
sein, die jedoch in der Nähe wohnen.

Die Dauer des Kurzurlaubs ist auf die erforderliche Dauer,
höchstens aber auf drei Tage pro Ereignis, begrenzt. Als ein
Ereignis gilt eine einzelne, spezifische Beeinträchtigung. Der
Kurzurlaub  kann  also  höchstens  einmal  mit  einer  maximalen
Dauer von drei Tagen pro Ereignis beansprucht werden. Dies
auch  dann,  wenn  es  sich  um  eine  Langzeitbeeinträchtigung
handelt, die länger andauert oder immer wieder auftritt. Bei
mehreren Ereignissen gilt ferner eine jährliche Obergrenze von
zehn  Tagen,  unabhängig  davon,  ob  es  dabei  immer  um  die
Betreuung derselben Person oder von unterschiedlichen Personen
geht. Von dieser zehntägigen Obergrenze ausgenommen ist die
Betreuung von beeinträchtigten Kindern.



2.  Etappe:  Betreuungsurlaub  und
Betreuungsentschädigung  bei
gesundheitlich  schwer  beeinträchtigten
Kindern
Anspruchsvoraussetzungen
Künftig, d.h. ab dem 1. Juli 2021, wird erwerbstätigen Eltern
ein Urlaub von bis zu 14 Wochen zur Betreuung ihres wegen
Krankheit,  Unfall  oder  einer  Behinderung  schwer
beeinträchtigten  minderjährigen  Kindes  gewährt.

Der Anspruch auf Betreuungsurlaub setzt voraus:

dass ein Eltern-Kind-Verhältnis besteht;
dass  beim  Kind  eine  schwere  gesundheitliche
Beeinträchtigung vorliegt;
dass die Eltern berufstätig sind und
dass  die  Erwerbstätigkeit  zur  Kindesbetreuung
unterbrochen wird.

Das Kindesverhältnis zur Mutter entsteht durch Geburt, beim
Vater  durch  die  Ehe,  Vaterschaftsanerkennung  oder  durch
gerichtliche Feststellung. Ferner begründet auch die Adoption
ein Kindesverhältnis. Nicht massgeblich ist der Zivilstand der
Eltern. Anspruchsberechtigt sind die Eltern ferner nur dann,
wenn das Kind minderjährig ist.

Die Beeinträchtigung des Kindes muss schwer sein. Nach der
gesetzlich  normierten  Definition  liegt  eine  schwere
Beeinträchtigung  vor,  wenn:

eine  einschneidende  Veränderung  des  körperlichen  oder
psychischen Zustands des Kindes eingetreten ist;
der Verlauf oder der Ausgang dieser Veränderung schwer
vorhersehbar  ist  oder  mit  einer  bleibenden  oder
zunehmenden Beeinträchtigung oder dem Tod zu rechnen ist
und
ein  erhöhter  Bedarf  an  Betreuung  durch  die  Eltern



besteht.

Demgegenüber  liegt  eine  mittlere  –  und  damit  nicht
anspruchsbegründende  –  Beeinträchtigung  beispielsweise  dann
vor, wenn die Krankheit oder der Unfall des Kindes zwar einen
Spitalaufenthalt  oder  regelmässige  Arztbesuche  bedingt  und
auch  den  Alltag  erschwert,  im  Unterschied  zur  schweren
Beeinträchtigung aber mit einem positiven Ausgang zu rechnen
ist (Diabetes, Lungenentzündung, Knochenbrüche etc.).

Letztlich  setzt  der  Anspruch  auf  einen  Betreuungsurlaub
voraus, dass mindestens eines der Elternteile erwerbstätig ist
(Arbeitnehmer, Selbstständigerwerbender oder Mitarbeiter mit
Barlohn im Betrieb der Ehefrau oder des Ehemannes) und die
Erwerbstätigkeit zur Betreuung des Kindes unterbrochen werden
muss.  Die  Notwendigkeit  der  Pflege  durch  mindestens  einen
Elternteil ist mittels Arztzeugnis zu bestätigen.

Kein Anspruch auf eine Betreuungsentschädigung besteht dann,
wenn  das  Kind  mit  einer  schweren  Beeinträchtigung  geboren
wird.  In  diesen  Fällen  besteht  Anspruch  auf
Mutterschaftsentschädigung.  Ein  Anspruch  auf
Betreuungsentschädigung greift allenfalls im Anschluss an die
Mutterschaftsentschädigung, sofern die Voraussetzungen dafür
erfüllt sind.

Dauer  des  Betreuungsurlaubs  und
finanzielle Entschädigung
Für den entschädigten Bezug des Betreuungsurlaubs gilt eine
Rahmenfrist von 18 Monaten, welche nicht mit dem Eintritt der
schweren gesundheitlichen Beeinträchtigung zu laufen beginnt,
sondern an dem Tag, für welchen das erste Taggeld bezogen
wird.  Innerhalb  der  18-monatigen  Rahmenfrist  kann  der
Betreuungsurlaub am Stück oder tageweise bezogen werden. Sind
beide Elternteile erwerbstätig, hat jeder einen Anspruch auf
je maximal sieben Wochen Betreuungsurlaub, sofern sie sich
nicht  auf  eine  davon  abweichende  Aufteilung  einigen.  Eine



geänderte  Aufteilung  muss  vom  Arbeitgeber  nicht  genehmigt
werden, muss darüber aber informiert werden.

Wie beim Mutterschutz erfolgt die Betreuungsentschädigung in
Form von Taggeldern. Da auch an freien Tagen (beispielsweise
Samstage und Sonntage) ein Entschädigungsanspruch besteht, hat
eine  anspruchsberechtigte  Person  Anspruch  auf  maximal  98
Taggelder, aber nur auf 70 Urlaubstage. Das Taggeld entspricht
80% des durchschnittlichen Einkommens und ist auf Fr. 196.00
pro Tag begrenzt.

Sind die Taggelder ausgeschöpft oder ist die Rahmenfrist von
18 Monaten abgelaufen, endet der Anspruch. Ausserdem endet er
auch dann, wenn eine der übrigen Voraussetzungen entfällt; zum
Beispiel,  wenn  das  Kind  gesundheitlich  nicht  mehr  schwer
beeinträchtigt ist. Kein Beendigungsgrund liegt vor, wenn das
Kind während der laufenden Rahmenfrist volljährig wird.

Exkurs:  Vaterschaftsurlaub  und
Vaterschaftsentschädigung
Ebenfalls seit dem 1. Januar 2021 haben die meisten Väter
einen Anspruch auf einen zweiwöchigen Vaterschaftsurlaub, wenn
ihr Kind nach dem 31. Dezember 2020 zur Welt gekommen ist.
Vorausgesetzt wird, dass der Vater in den neun Monaten vor der
Geburt obligatorisch bei der AHV versichert und in dieser Zeit
während  mindestens  fünf  Monaten  erwerbstätig  war.  Kein
Anspruch besteht bei einer Adoption.

Der Vaterschaftsurlaub kann innert einer Rahmenfrist von sechs
Monaten, welche mit der Geburt zu laufen beginnt, tage- oder
wochenweise  bezogen  werden;  der  Bezug  darf  zu  keiner
Ferienkürzung führen. Entschädigt wird der Vaterschaftsurlaub
über die Erwerbsersatzordnung. Das Taggeld beträgt 80 Prozent
des durchschnittlichen Erwerbseinkommens vor dem Beginn des
Entschädigungsanspruches  und  beträgt  analog  zur
Mutterschaftsentschädigung  maximal  Fr.  196.00  pro  Tag.


